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Fiir Petra 





Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist im Wintersemester 1998/99 vom Fachbereich Rechts-
wissenschaften der Universität Osnabrück als Habilitationsschrift angenommen 
worden. Mit ihr wird der Versuch unternommen, einige in jüngerer Zeit disku-
tierte Fragen der Grundrechtsdogmatik auf Basis eines an der Funktion der 
Grundrechte als Abwehrrechte orientierten Grundrechtsverständnisses in einem 
noch überschaubaren Umfang zu erörtern. Das im Herbst 1998 abgeschlossene 
Manuskript wurde zum Zwecke der Veröffentlichung im Frühjahr 2000 aktuali-
siert und um zwischenzeitlich ergangene Rechtsprechung und neuere Literatur 
ergänzt. 

An dieser Stelle sei all denen gedankt, die in unterschiedlicher aber jeweils un-
verzichtbarer Weise zur Entstehung der Schrift beigetragen haben. An erster Stel-
le zu nennen ist Professor Dr. Jörn Ipsen, Direktor des Instituts für Kommunal-
recht der Universität Osnabrück, der mich in den vergangenen Jahren durch fach-
liche und persönliche Unterstützung in vielfältiger Weise gefördert sowie auch 
die Anfertigung dieses Werkes durch zahlreiche Hinweise und Anregungen be-
gleitet hat. Den vormaligen Mitarbeitern des Instituts für Kommunalrecht Dr. 

Jürgen Eschenbach und Frank Niebaum danke ich für konstruktive Kritik und 
stete Gesprächsbereitschaft, Herrn Professor Dr. Jörg Manfred Mössner und 
Herrn Professor Dr. Hans-Werner Rengeling für die Übernahme und zügige Er-
stellung der weiteren Gutachten. Der Deutschen Forschungsgemeinschaft ge-
bührt Dank für die großzügige Förderung durch Gewährung eines Habilitations-
stipendiums, das die intensive Befassung mit einem einzelnen Thema erst möglich 
gemacht hat, sowie die Übernahme eines Druckkostenzuschusses, ohne den die 
Arbeit in der vorliegenden Form nicht hätte erscheinen können. 

Besonderen Dank schulde ich schließlich meiner Frau Petra, die mich in dem 
gemeinsamen Entschluß der Anfertigung einer Habilitationsschrift stets bestärkt 
und nicht zuletzt durch die Übernahme der Betreuung unserer Kinder die Rah-
menbedingungen für die Arbeit an einer Monographie unter Zurückstellung ei-
genen beruflichen Fortkommens geschaffen hat. Ihr ist die Arbeit daher gewid-
met. 

Bissendorf, im Mai 2000 Th. K. 
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Einleitung 

Die Drittbeeinträchtigung bei adressatbelastendem 
Staatshandeln - eine Problemskizze 

Schon wenige Monate nach seiner Gründung erhielt das Preußische Oberverwal-
tungsgericht im Jahre 1876 erstmals Gelegenheit, sich mit den Rechtsschutzmög-
lichkeiten Dritter gegen (auch) den Adressaten belastendes Verwaltungshandeln 
zu befassen. Anlaß hierzu bot eine Verfügung, mit der sämtlichen Gastwirten ei-
ner Stadt untersagt worden war, an einen näher bezeichneten Böttchermeister 
»Branntwein zu verabreichen oder ihn auch nur im Schanklokal zu dulden«, da 
dieser ein »notorischer Trunkenbold« sei.1 Das Preußische Oberverwaltungsge-
richt sah auch den Böttchermeister als befugt an, gegen diese Verfügung im Ver-
waltungsstreitverfahren vorzugehen, ohne der im Verfahren thematisierten Frage 
entscheidende Bedeutung zuzumessen, ob eine der Verfügung zugrundeliegende 
Polizeiverordnung als »Regelung des Gewerbebetriebs der Schankwirthe« aus-
schließlich gewerbepolizeilicher Natur sei oder auch die »Besserung der Trun-
kenbolde« bezwecke. Vielmehr ließ das Gericht genügen, daß die angegriffene 
Verfügung notwendig Folgen für den beschwerdeführenden Böttchermeister ha-
be, ohne daß die Verweigerung eines Getränkeausschanks durch die ortsansässi-
gen Gastwirte als die von der Verwaltung intendierte Folge der Verfügung in den 
Blick genommen worden wäre: Entscheidend sei, daß die Polizeiverfügung nicht 
nur »rechtlich nicht geschützte Interessen« des Böttchermeisters berühre, son-
dern auch in dessen Rechtssphäre positiv eingreife, »insofern der Beschwerdefüh-
rer sämmtlichen Wirthen seines Aufenthaltsortes als notorischer Trunkenbold 
bezeichnet, also in Beziehung auf ihn eine Thatsache behauptet und verbreitet 
wird, welche ihn in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen geeignet ist, auch 
Dritte zu einer dementsprechenden Behandlung des Beschwerdeführers zwingt, 
und somit objektiv eine Minderung seiner Ehre involvirt.«2 Weil die »polizeiliche 
Anordnung« daher in das »Rechtsgebiet« des Beschwerdeführers »wider seinen 
Willen und somit zwangsweise« eingreife, stehe diesem »selbständig das Recht 
zur Klage im Verwaltungsstreitverfahren zu«.3 

Fast 125 Jahre später ist die Frage nach der rechtlichen Behandlung der Auswir-
kungen staatlichen Handelns auf Dritte zu einem »Dauerthema« des Staats- und 

1 PrOVGE 1, 327. 
2 PrOVGE 1,327 (330). 
3 PrOVGE 1,327 (331). 
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Verwaltungsrechts geworden: Zunächst können Ge- und Verbote wegen ihrer 
verhaltenssteuernden Wirkung in unterschiedlicher Weise auch Belange und In-
teressen eines Dritten (oder gar weiterer Personen) berühren, zumal vielfach -
wie auch in dem soeben erwähnten Beispiel - gerade ein Verhalten mit Bezug auf 
Dritte den Gegenstand regelnden Staatshandelns bildet; derartige Sachverhalte 
haben die Rechtsprechung denn auch wiederholt beschäftigt. Zunehmend an Be-
deutung gewonnen hat in jüngerer Zeit ferner die staatliche Verhaltenssteuerung 
durch nichtregelnde Maßnahmen (»Warnungen und Empfehlungen«), die eben-
falls Rückwirkungen auf Dritte entfalten kann. Auch ist festzustellen, daß der 
(Grund-) Rechtsschutz gegen die Gestattung und/oder Realisierung baulicher 
und technischer Anlagen eine »enorme Dynamik« 4 entfaltet hat, weil derartige 
Vorhaben von den »Nachbarn« zunehmend als »Einbuße an Lebensqualität« und 
damit als Beeinträchtigung empfunden werden. 

Aus der Perspektive der Grundrechte werfen diese verschiedenen Fallgestal-
tungen unterschiedliche - wenngleich vielfach miteinander verwobene - Schwie-
rigkeiten auf: So kann im Hinblick auf die letztgenannte Fallgruppe schon die 
Frage gestellt werden, inwieweit einem Grundrechtsträger überhaupt möglich ist, 
ein »Nichtstörungsinteresse« unter Berufung auf Grundrechte gegen staatlicher-
seits zugelassene Beeinträchtigungen durch störendes Handeln anderer Bürger zu 
verteidigen. Im Hinblick auf Fälle einer staatlichen Verhaltenssteuerung durch 
imperative oder influenzierende Maßnahmen ist hingegen problematisch, wie 
grundrechtlich relevante von irrelevanten Beeinträchtigungen eines Nichtadres-
saten zu unterscheiden sind, womit die Frage nach dem - um zunächst an eine üb-
liche Terminologie anzuknüpfen - »Eingriffsbegriff« gestellt wird. Insoweit sind 
aber schon mit den »klassischen« Fällen der Drittbeeinträchtigung aufgrund 
staatlicher Ge- und Verbote beträchtliche Unsicherheiten verknüpft: Zwar wird 
(jedenfalls) heute - soweit ersichtlich - nicht mehr behauptet, daß allein die Be-
einträchtigung eines Grundrechtsträgers durch imperativ-regelnde Maßnahmen 
eines Grundrechtsadressaten auch Grundrechtserheblichkeit beanspruchen kön-
ne, so daß Fälle der Drittbeeinträchtigung einer Uberprüfung am Maßstab der 
Grundrechte nicht von vornherein entzogen sind. Würde aber auf jegliche Be-
grenzung der Grundrechtserheblichkeit der Handlungen eines Grundrechts-
adressaten und/oder ihrer Wirkungen verzichtet, geriete folgerichtig »das ganze 
Spektrum staatlicher Ingerenzen«5 in den Blick der Grundrechte. Aufgrund der 
unübersehbaren Zahl der durch staatliche Maßnahmen möglicherweise ausgelö-
sten Folge- und Fernwirkungen könnte daher eine ebensolche Vielzahl aktuell 
oder potentiell »Betroffener« ihre Grundrechte gegen Handeln des Staates ins 
Feld führen. Rechtsprechung und Literatur zeigen sich daher - wie im einzelnen 
noch zu zeigen sein wird - bemüht, an den Grundrechten zu messende Einwir-

4 P. Preu, Genese, S. 11. 
5 J. Isensee, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HbStR, Bd. V, §111 Rn.65. 
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kungen auf Dritte von solchen Auswirkungen staatlichen Handelns zu unter-
scheiden, die jedermann als Ausdruck eines allgemeinen Lebensrisikos hinzuneh-
men hat. Dieses Bemühen um eine »Eindeichung« des Terrains grundrechtlich er-
heblicher Staatsakte insbesondere im Interesse der Vermeidung einer befürchte-
ten »Prozeßflut« mag auch verständlich sein. Die sich suchend vorantastende Ju-
dikatur hat aber bislang nicht zu einer einheitlichen Linie gefunden, wie ein kur-
zer Blick auf einige Beispiele aus der verfassungs- und verwaltungsgerichtlichen 
Spruchpraxis zeigt. 

Zu erwähnen ist zunächst eine der Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts zur Verfassungsmäßigkeit des Ladenschlußgesetzes, mit der Verfassungs-
beschwerden gegen die Anordnung »Allgemeiner Ladenschlußzeiten« durch §3 
LSchlG6 - und damit einen gerade auf das Verhalten des Maßnahmeadressaten ge-
genüber Dritten bezogenen Verhaltensbefehl - auch insoweit für zulässig erachtet 
wurden, als sie von zwei Kundinnen erhoben worden waren: In seiner lediglich 
vier Zeilen umfassenden Begründung stellte der Erste Senat fest, die Beschwerde-
führerinnen seien zwar »formell« nicht Adressaten des an die Inhaber von Ver-
kaufsstellen gerichteten Gesetzesbefehls, die Einwirkung der angegriffenen Maß-
nahme auf die Handlungsfreiheit der Beschwerdeführerinnen gehe aber über »ei-
ne bloße Reflexwirkung« hinaus. Die an die Ladeninhaber gerichtete Norm hin-
dere zwangsläufig die Kundschaft am Einkauf, wirke also »wie ein unmittelbar an 
diese gerichteter Gesetzesbefehl.«7 

Der vom Bundesverfassungsgericht in diesem Fall für entscheidend erachtete 
Gesichtspunkt ist folglich die »Wirkungsgleichheit« einerseits des an einen 
Grundrechtsträger gerade in seiner Eigenschaft als (Vertrags-) Partner einer 
(zweiseitigen) Rechtsbeziehung gerichteten Verhaltensimperativs und anderer-
seits der aus seiner Befolgung resultierenden Beeinträchtigung des Vertragspart-
ners des Maßnahmeadressaten: Das an den Ladeninhaber gerichtete Gebot, sein 
Geschäft zu bestimmten Zeiten geschlossen zu halten, trifft diesen als einen von 
zwei Vertragspartnern ebenso wie den kontrahierungswilligen Kunden; dessen 
Einkaufsmöglichkeiten werden gleichsam als »Kehrseite« des an den Ladeninha-
ber gerichteten Normbefehls beschränkt. Entsprechendes gilt, wenn-umgekehr t 
- eine »drittbezogene« Einwirkung auf den Kunden erfolgt. Unter ausdrückli-
cher Bezugnahme auf die »Ladenschluß«-Entscheidung hat das Bundesverfas-
sungsgericht daher ein - wie unterstellt wurde - allein an (öffentliche) Auftragge-
ber gerichtetes Verbot bestimmter vertraglicher Vereinbarungen als grundrechts-
erhebliche Einwirkung auch auf die Berufsfreiheit der Auftragnehmer angese-
hen.8 Ebenso entschieden worden war mit einer anderen Begründung im Falle der 
Verfassungsbeschwerde gegen eine Vorschrift der »Verordnung über das öffentli-

6 LSchlG v. 28.11.1956 (BGBl. IS. 875), zum Zeitpunkt der Entscheidung geändert durch Ge-
setz v. 17.07. 1957 (BGBl. IS . 722) und Gesetz v. 14.11. 1960 (BGBl. I S.845). 

7 BVerfGE 13, 230 (232f.). 
8 BVerfGE 53, 1 (14f.). 
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che Direktrufnetz für die Übertragung digitaler Nachrichten« aus dem Jahre 
1974,9 derzufolge Zusatzeinrichtungen für die Teilnahme am Direktruf regelmä-
ßig »posteigen« sein mußten. Zwar enthielt diese Regelung nicht einmal ein Ge-
oder Verbot im Hinblick auf das Verhalten der Direktrufteilnehmer gerade ge-
genüber den beschwerdeführenden Anbietern von Zusatzeinrichtungen. Das 
Bundesverfassungsgericht erachtete indes als ausreichend, daß die Direktrufteil-
nehmer zwangsläufig das Interesse an einem »Direkterwerb« dieser Geräte ver-
lieren mußten und sich deren Anbieter deshalb faktisch einem »Nachfragemono-
pol« der Bundespost ausgesetzt sahen.10 Desgleichen ist das Verbot der Arbeit-
nehmerüberlassung im Baugewerbe (§12 a A F G ) als Beeinträchtigung der Be-
rufsfreiheit nicht nur der Ver-und Entleiher von Arbeitnehmern, sondern ebenso 
auch der Leiharbeitnehmer angesehen worden, weil das Leiharbeitsverhältnis 
»seiner Natur nach ... dreipolig« sei . " 

Einen Sonderfall betraf demgegenüber eine bereits im Jahre 1957 ergangene 
Entscheidung des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts zur steuerlichen 
Absetzbarkeit von Parteispenden. In dem zugrundeliegenden Sachverhalt rügte 
eine politische Partei eine Ungleichbehandlung, die darin gesehen wurde, daß ein 
Steuerpflichtiger nach § 4 9 Ziff. 1 E S t D V 1955 von ihm geleistete Spenden an po-
litische Parteien nur dann steuermindernd geltend machen konnte, wenn die be-
günstigte Partei mit mindestens einem Abgeordneten im Bundestag oder der 
Volksvertretung eines Landes vertreten war. Das Bundesverfassungsgericht stell-
te zunächst fest, daß »die angegriffene Bestimmung sich nur an die Steuerpflichti-
gen« wende. Auch reichten »Reflexwirkungen« einer gesetzlichen Regelung 
nicht aus, um die Zulässigkeit einer Verfassungsbeschwerde bejahen zu können. 1 2 

Gleichwohl wurde die Verfassungsbeschwerde für zulässig erachtet, wofür er-
kennbar ausschlaggebend war, daß der Beschwerdeführerin eine gewollte Begün-
stigung gerade auch der politischen Parteien vorenthalten blieb: O b w o h l die steu-
erliche Abzugsfähigkeit von Parteispenden auch dem Steuerpflichtigen Vorteile 
bringe, läge deren »Zweck und Hauptwirkung ... in dem Anreiz, den Parteien Be-
träge zu spenden, die zu einem erheblichen Teil durch Steuerermäßigung vom 
Fiskus getragen werden«.1 3 Die steuerliche Maßnahme sei »zugleich und essen-
tiell ein Beitrag zur Finanzierung der politischen Parteien«.1 4 Weil daher die be-
treffenden Vorschriften »sowohl faktisch wie nach der Absicht des Gesetzge-
bers« gerade die Parteien begünstigen sollten, handelte es sich nach Ansicht des 
Bundesverfassungsgerichts bei dem Ausschluß von dieser Begünstigung »nur 

9 BGBl. I S. 1325. 
10 BVerfGE 46, 120 (137). 
11 BVerfGE 77, 84 (100). 
12 BVerfGE 6, 273 (277f.). 
13 BVerfGE 6, 273 (278). 
14 BVerfGE 6, 273 (278). 
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formell«, nicht aber nach »Bedeutung und Zielrichtung« um eine »Reflexwir-
kung« einer an die Steuerpflichtigen adressierten Norm. 1 5 

In Anbetracht der in dieser wie auch der »Ladenschluß«-Entscheidung ge-
machten Ausführungen zur Möglichkeit grundrechtserheblicher Drittbeein-
trächtigungen muß freilich überraschen, daß im Jahre 1973 zwei Verfassungsbe-
schwerden gegen die Unzulässigkeit der Verbreitung von Stellenangeboten und 
-gesuchen in Rundfunk und Fernsehen (§13 Abs. 2 AFG) schon allein deshalb als 
unzulässig verworfen worden sind, weil die beschwerdeführenden Gesellschaf-
ten nicht selbst Rundfunk- oder Fernsehprogramme veranstalteten, sondern le-
diglich die im Programm einer privaten Rundfunkanstalt mit Sitz im Ausland für 
Werbung zur Verfügung stehende Sendezeit vermarkteten und deshalb nach An-
sicht des Bundesverfassungsgerichts nicht Adressaten der angegriffenen Rege-
lung waren: Die Beschwerdeführerinnen seien »durch die angefochtene Regelung 
nicht selbst rechtlich unmittelbar«, sondern »nur wirtschaftlich und damit nur 
mittelbar« betroffen, weil sich die beanstandete Verbotsnorm mit ihrer Anknüp-
fung an die »Bekanntgabe« von Stellenangeboten und -gesuchen »nur gegen den 
Sender« richte. Auch daß die Beschwerdeführerinnen nach ihrem Vorbringen 
»Herr der Werbesendezeit« seien, ändere nichts daran, »daß nur der verantwortli-
che Sender rechtlich betroffen wird und sich die Belange der Beschwerdeführer-
innen nur in dem Bereich wirtschaftlicher Interessen an der Sendetätigkeit und ih-
rem Umfang bewegen«.16 

Die in dieser Entscheidung erfolgte - und nur unzulänglich begründete - Ver-
knüpfung der Grundrechtserheblichkeit staatlichen Handelns mit der Adressa-
tenstellung eines Betroffenen ist vom Bundesverfassungsgericht in seiner weite-
ren Rechtsprechung zwar nicht wieder aufgegriffen worden und damit vereinzelt 
geblieben. Zugleich ist aber festzustellen, daß das Bundesverfassungsgericht den 
rechtserheblichen Drittbeeinträchtigungen - etwa aufgrund »drittbezogener« 
Verhaltensimperative - schon in der Entscheidung zum Ladenschlußgesetz sol-
che Auswirkungen staatlichen Handelns auf Belange und Interessen eines Nicht-
adressaten gegenüberstellt, die als »bloße Reflexwirkungen« nicht an dessen 
Grundrechten zu messen sind. Eine derartige »Reflexwirkung« soll beispielswei-
se vorliegen, wenn eine gesetzliche Beschreibung der Aufgaben von Hochschulen 
befürchtete Rückwirkungen auf die Hochschullehrer entfaltet.17 Ebenso wurde 
für den Fall entschieden, daß in der Heilmittelversorgung tätigen Personen oder 
Unternehmen aus einer Erhöhung der »Verordnungsblattgebühr«, die in der ge-
setzlichen Krankenversicherung versicherte Personen (u.a.) für die Inanspruch-
nahme von Heilmitteln zu entrichten haben, wirtschaftliche Nachteile entste-
hen.18 

15 BVerfGE 6, 273 (278). 
16 BVerfGE 34, 338 (340). 
17 Vgl. BVerfGE 47, 327 (364). 
18 Vgl. BVerfGE 70, 1 (23). 
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Ebenfalls erwähnt seien schließlich die Ausführungen des Bundesverfassungs-
gerichts zur (Un-) Zulässigkeit einer Verfassungsbeschwerde, mit der sich ein Be-
treiber sog. »Praxiskliniken« gegen die Begrenzung der Vertragsarztzulassungen 
wandte, die die Änderung der §§ 101 ff. SGB V durch das Gesundheitsstrukturge-
setz vom 21.12.1992 bewirkt hat: Da es das Kennzeichen einer »Praxisklinik« ist, 
daß in ihr mehrere niedergelassene Arzte unter Nutzung der vom Klinikbetreiber 
zur Verfügung gestellten Einrichtungen freiberuflich tätig sind, eine Tätigkeit als 
niedergelassener Arzt aber nur im Falle des Vorhandenseins einer Vertragsarztzu-
lassung wirtschaftlich sinnvoll erfolgen kann, ist der Betreiber einer »Praxiskli-
nik« auf das Vorhandensein von Vertragsärzten als Vertragspartnern angewiesen. 
Die gesetzliche Beschränkung der Vertragsarztzulassungen hat jedoch zur Folge, 
daß an einer Zusammenarbeit mit dem Klinikbetreiber interessierte Ärzte keine 
Zulassung erhalten und frei werdende Vertragsarztsitze in einer »Praxisklinik« 
nicht ohne weiteres (wieder-) besetzt werden können. Auch in diesen Folgen 
staatlichen Handelns sieht das Bundesverfassungsgericht nur »Reflexwirkun-
gen«, die nicht ausreichten um den Klinikbetreiber »als rechtlich selbst und un-
mittelbar betroffen zu qualifizieren«.19 

Demgegenüber soll ersichtlich mehr als eine unerhebliche »Reflexwirkung« 
vorliegen, wenn dem Ehepartner einer Person ohne deutsche Staatsbürgerschaft 
das Führen der Ehe im Inland deshalb unmöglich ist, weil der Ehepartner ausge-
wiesen wurde. Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts ist der Ehepart-
ner eines Ausgewiesenen von einer verwaltungsgerichtlichen Bestätigung der 
Ausweisung »unmittelbar rechtlich und nicht nur faktisch betroffen«, weil ein 
»schutzwürdiges Interesse« des (mit-) betroffenen Ehegatten am Verbleib des 
Ausgewiesenen im Inland bestehe.20 

Schon die vorstehend genannten Beispiele lassen deutlich werden, daß etwaige 
Folgen staatlicher Ge- und Verbote für Dritte vom Bundesverfassungsgericht 
zwar grundsätzlich als »bloße Reflexwirkungen« ohne grundrechtliche Relevanz 
qualifiziert werden, die Grundrechtserheblichkeit derartiger Auswirkungen 
staatlichen Handelns in Abhängigkeit vom »Drittbezug« der jeweiligen Maßnah-
me aber verschiedentlich auch anerkannt worden ist, ohne daß diese wenig gerad-
linige,21 stark am Einzelfall orientierte und regelmäßig nur knapp begründete 
Rechtsprechung zu erkennen gäbe, warum Einwirkungen auf grundrechtliche 
Schutzgüter eines Dritten teilweise nicht an dessen Grundrechten zu messen sein 

19 BVerfG (2. Kammer des Ersten Senats), N J W 1997, S. 793. 
20 BVerfGE 51 ,386 (395); vgl . ferner BVerfGE 19, 394 (399); 35, 382 (408); ebenso für den Fall 

der verweiger ten Ehegat tennachzugs BVerfGE 76, 1 (45); a l lerd ings soll in d iesem Fall nicht an 
dem Grundrecht aus Art . 2 Abs . 1 GG des berecht igterweise im Inland lebenden Aus länders zu 
messen sein, wenn dieser sich durch die (vorübergehende) Verh inderung des Ehegat tennachzugs 
gedrängt sieht, die Ehe im (gemeinsamen) He imat l and zu führen , da insowei t nur eine »ungez ie l -
te, tatsächl iche Bee int rächt igung« vor l iege (ebd., S. 72); vgl . dazu noch im Drit ten Teil, Abschni t t 
A, A n m . 3 4 0 . 

21 So a u c h ] . Ipsen, Staatsorganisat ionsrecht , Rn . 839 (in Fn. 56). 
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sollen und wo die Grenze zwischen erheblichen und unerheblichen Drittbeein-
trächtigungen verläuft. Dessen ungeachtet ist freilich naheliegend, in Uberein-
stimmung mit der Entscheidung zum Ladenschlußgesetz in einer Einwirkung auf 
einen Maßnahmeadressaten, die diesen in seiner Eigenschaft als Beteiligter an ei-
nem Rechtsverhältnis trifft, eine rechtserhebliche Beeinträchtigung des (oder der) 
Vertragspartner des Maßnahmeadressaten zu sehen: Weil im Beispiel des Laden-
schlußgesetzes die Beeinträchtigung der Kunden gleichsam die »Kehrseite« der 
Beeinträchtigung der Ladeninhaber ist, müßte schon als bemerkenswert formali-
stische und besonderer Begründung bedürftige Sicht der Dinge angesehen wer-
den, wollte man die grundrechtliche Relevanz der Anordnung »Allgemeiner La-
denschlußzeiten« im Hinblick auf Kunden (und Angestellte) mit der Erwägung 
verneinen, Normadressaten seien lediglich die Inhaber von »Verkaufsstellen« i. S. 
v. § 1 LSchlG. 

Daß selbst eine solche Anknüpfung an die »Wirkungsgleichheit« von Adres-
satbelastung und Drittbeeinträchtigung aber nicht allgemein konsentiert ist, läßt 
sich am Beispiel einer - durchaus paradigmatischen - Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts aus dem Jahre 1993 illustrieren, mit der der Dritte Senat die 
Klagebefugnis eines »drittbetroffenen« Patienten verneinte, der sich dagegen 
wendete, daß die Zulassung eines Arzneimittels gegenüber dem Hersteller des be-
treffenden Medikaments widerrufen worden war. Der Senat befaßt sich zunächst 
mit den Rechtswirkungen der angegriffenen Maßnahme und stellt fest, daß weder 
die Zulassung eines Arzneimittels noch ihr Widerruf Rechte des klagenden Pa-
tienten begründeten oder beseitigten: Dieser sei »an dem Verfahren auf Arznei-
mittelzulassung schlechterdings nicht beteiligt«. Da der Kläger weder Apotheker 
noch Arzneimittelhändler oder -hersteller sei, folgten aus dem Widerruf der Arz-
neimittelzulassung auch keine Ge- oder Verbote, die er zu beachten hätte: »So 
wenig wie die Zulassung eines Arzneimittels, das niemand zu nehmen braucht, 
greift ihr Gegenteil, der Widerruf der Zulassung, in die Rechte des Patienten ein«. 
Dem Kläger bleibe trotz Widerrufs der Zulassung unbenommen, sich das in Rede 
stehende Arzneimittel zu applizieren; freilich werde er kaum Gelegenheit haben, 
es künftig zu erwerben.22 

Auf Basis des Ergebnisses, daß ein Patient nicht schon als Adressat des Wider-
rufs einer Arzneimittelzulassung als klagebefugt i.S.v. §42 Abs. 2 V w G O anzuse-
hen ist, legt der Senat weiter dar, daß der Gesetzgeber ohne Verletzung grund-
rechtlicher Schutzpflichten davon absehen durfte, »dem einzelnen Patienten im 
Arzneimittelzulassungsverfahren eine Rechtsposition zur individuellen Interes-
sendurchsetzung einzuräumen«. Erst im Anschluß hieran befaßt sich der Senat 
mit der Relevanz des Widerrufs der Arzneimittelzulassung für grundrechtliche 
Abwehrrechte des klagenden Patienten. Da aber ein Patient - wie auch das Bun-
desverwaltungsgericht einräumen muß - ein Medikament im Falle des Widerrufs 

22 BVerwG, N J W 1993, S.3002 (3003). 
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der Zulassung (oder auch der Nichtzulassung) faktisch kaum noch zu erhalten 
vermag, liegt die Frage nahe, »unter welchen Voraussetzungen hoheitliche Maß-
nahmen in das Grundrecht eines Dritten eingreifen«. Hierzu heißt es, keines der 
von der Rechtsprechung herangezogenen Kriterien lasse es möglich erscheinen, 
daß ein Patient durch den Widerruf der Arzneimittelzulassung in seinem Grund-
recht aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 G G beeinträchtigt werde. Der vom Kläger geltend ge-
machte Nachteil sei erkennbar »eine faktische Auswirkung des hoheitlichen 
Handelns«, der nach Maßgabe von Schutzgut und Schutzzweck des Art. 2 Abs. 2 
S. 1 G G die »grundrechtsbeeinträchtigende Wirksamkeit« fehle, die vielmehr als 
Ausfluß eines Risikos hinzunehmen sei, »das die Zugehörigkeit zu der vom 
Grundgesetz vorausgesetzten sozialen Gemeinschaft mit sich bringt«.23 

Diese leerformelartigen Wendungen vermögen das gefundene Ergebnis nicht 
zu tragen: Daß ein Bürger es kraft seiner »Zugehörigkeit zu der vom Grundgesetz 
vorausgesetzten sozialen Gemeinschaft« dulden muß, wenn ihm ein - möglicher-
weise lebensrettendes - Medikament nicht verabreicht werden darf, ist eine Be-
hauptung, die näherer Begründung bedurft hätte. Ebensowenig ist durch einen 
pauschalen Verweis auf »Schutzgut und Schutzzweck« des Art. 2 Abs. 2 S. 1 G G 
zu belegen, daß der Widerruf einer Arzneimittelzulassung keine »grundrechtsbe-
einträchtigende Wirksamkeit« im Hinblick auf die Patienten entfalte. Auch geht 
das Bundesverwaltungsgericht erkennbar davon aus, daß sich der Widerruf einer 
Arzneimittelzulassung über den Hersteller des betreffenden Medikaments hinaus 
auch an die Arzneimittelhändler sowie die Apotheker richtet, da §30 Abs. 4 des 
Arzneimittelgesetzes den Vertrieb nicht zugelassener Arzneimittel untersagt.24 

Weshalb der Widerruf der Zulassung (oder auch die Nichtzulassung) eines Arz-
neimittels dann aber im Hinblick auf die Kunden der Apotheker unbeachtlich 
sein soll, ist vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts in der »Ladenschluß«-Entscheidung nicht recht verständlich. 

Auch im übrigen ist das Bundesverwaltungsgericht gegenüber einem grund-
rechtlichen Rechtsschutz Dritter bei adressatbelastendem Verwaltungshandeln 
eher zurückhaltend,25 so daß die Ausführungen des Dritten Senats zur (fehlen-
den) Relevanz des Widerrufs der Arzneimittelzulassung für Grundrechte eines 
Patienten auch in grundsätzlicher Ubereinstimmung mit Überlegungen und For-
mulierungen stehen, die sich in einer zehn Jahre älteren - und etwas differenzier-
ter argumentierenden - Entscheidung des Ersten Senats finden. Gegenstand die-
ses Urteils war eine Feststellungsklage des Verpächters einer Gaststätte, der sich 
dagegen wendete, daß seinem Vertragspartner - dem Pächter - die Gaststättener-
laubnis wegen des Fehlens der erforderlichen Zuverlässigkeit gem. §4 Abs. 1 Nr. 1 
GastG mit der Begründung versagt worden war, in Anbetracht der von dem 

23 BVerwG, NJW 1993, S.3002 (3003). 
24 Vgl. BVerwG, NJW 1993, S.3002 (3003). 
25 Großzügiger allerdings noch BVerwGE 3, 237 (238f.). 
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Pächter akzeptierten Pachtsumme sei eine kaufmännisch vertretbare Rendite 
nicht zu erzielen und infolgedessen eine ordnungsgemäße Führung des Gaststät-
tenbetriebes ausgeschlossen. Die Klage blieb erfolglos, wenngleich das Bundes-
verwaltungsgericht konzedierte, daß staatliches Handeln auch Grundrechte von 
Nichtadressaten verletzen könne: Da die klagende Brauerei nicht Adressatin des 
von ihr angefochtenen Verwaltungsaktes war, sei ihre Anfechtungsklage nur dann 
begründet, wenn der angegriffene Verwaltungsakt entweder deren Grundrechte 
oder eine solche einfachgesetzliche Norm verletze, die den Nichtadressaten »als 
Teil eines normativ hinreichend deutlich abgegrenzten Personenkreises gerade 
auch vor dem betreffenden Verwaltungsakt schützen« wolle.26 Demgemäß erör-
tert und verneint der Erste Senat zunächst das Vorhandensein einer drittschüt-
zenden Norm im GastG, um sich alsdann mit der Grundrechtsrelevanz des ange-
griffenen Verwaltungsaktes zu befassen. Dieser habe für die klagende Verpächte-
rin die nachteilige Folge, daß sie »an der Durchführung des Vertrages mit dem 
ausgewählten Vertragspartner zu den vereinbarten Bedingungen gehindert ist,« 
und auch bei zukünftigen Pachtverträgen nicht ein am Markt durchsetzbarer, 
sondern nur ein solcher Pachtzins vereinbart werden könne, der nach Ansicht der 
Genehmigungsbehörde die für die ordnungsgemäße Betriebsführung erforderli-
che Gewinnerzielung ermögliche. Diese Nachteile seien jedoch nicht Gegenstand 
des Verwaltungshandelns und lägen außerhalb des Erfolges, »den die Behörde mit 
dem Verwaltungsakt gemäß seinem Inhalt angestrebt hat«. Sofern es aber an der 
Finalität einer Drittbeeinträchtigung fehlt, ist das staatliche Handeln nach An-
sicht des Senats nicht uneingeschränkt an den Grundrechten des Dritten zu mes-
sen: In einer solchen »Folgebeeinträchtigung« liege auch dann nicht in jedem Fal-
le eine Verletzung von Grundrechten des Nichtadressaten, wenn der betreffende 
Verwaltungsakt einer gesetzlichen Ermächtigung entbehre oder die ihm zugrun-
deliegende Ermächtigung überschreite.27 

Damit rückt die Frage in den Mittelpunkt, anhand welcher Kriterien über die 
grundrechtliche Relevanz nicht-finaler Beeinträchtigungen eines Nichtadressa-
ten zu entscheiden ist. Hierzu macht der Erste Senat Ausführungen, die zwar eine 
erkennbare Parallele zu der Argumentation des Dritten Senats im Falle des Wi-
derrufs einer Arzneimittelzulassung aufweisen, sich hiervon im Detail indes un-
terscheiden und deshalb die Ansicht des Dritten Senats, der Widerruf einer Arz-
neimittelzulassung vermöge Grundrechte der Patienten nicht zu beeinträchtigen, 
über die hiergegen bereits erhobenen Bedenken hinaus als fragwürdig erscheinen 
lassen. So hatte der Dritte Senat - wie erwähnt - seine Auffassung in apodikti-
scher Kürze auf die nicht näher begründete These gestützt, den Patienten treffe 
lediglich eine »faktische Auswirkung des hoheitlichen Handelns«, der »nach 
Maßgabe von Schutzgut und Schutzzweck« des Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG die grund-

26 BVerwG, NVwZ 1984, 514 (515) 
27 BVerwG, NVwZ 1984, 514 (515) 
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rechtsbeeinträchtigende Wirksamkeit fehle und als Ausfluß eines Risikos hinzu-
nehmen sei, das »die Zugehörigkeit zu der vom Grundgesetz vorausgesetzten so-
zialen Gemeinschaft mit sich bringt«.28 Demgegenüber argumentierte der Erste 
Senat in seiner vorangegangenen Entscheidung aus dem Jahre 1983 etwas diffe-
renzierter, indem er ausführte, die Grundrechte schützten »nicht vor solchen fak-
tischen Auswirkungen rechtswidrigen hoheitlichen Handelns, die nach Maßgabe 
des jeweiligen Grundrechts wegen ihrer Geringfügigkeit als Ausfluß eines Risi-
kos hinzunehmen sind, das die Zugehörigkeit zu der vom Grundgesetz vorausge-
setzten sozialen Gemeinschaft« mit sich bringe; Maßstab für die »Beurteilung der 
für eine Grundrechtsverletzung erforderlichen Beeinträchtigungsintensität« sei-
en »Schutzgut und Schutzzweck des einzelnen betroffenen Grundrechts«.29 

Weil demnach die grundrechtliche Relevanz zumindest einer nicht-finalen 
Drittbeeinträchtigung von deren Intensität abhängig sein soll, mußte sich der Er-
ste Senat ferner mit der Frage befassen, ob die Nichterteilung der Gaststättener-
laubnis in hinreichend qualifizierter Weise auf die Grundrechte des Gaststätten-
verpächters aus Art. 14,12 und 2 Abs. 1 G G einwirkt. Im Hinblick auf Art. 14 G G 
hatte der Senat bereits Zweifel, ob überhaupt eine eigentumsfähige Rechtsposi-
tion der klagenden Brauerei betroffen sei. Diese Frage wurde jedoch offengelas-
sen, weil sich »die etwaige Beeinträchtigung ... in jenem gänzlich peripheren Be-
reich halten würde, dessen rein faktische Berührung der für eine Grundrechtsver-
letzung erforderlichen Intensität entbehrt«. Ebenso fehle im Hinblick auf Art. 12 
GG der Grundrechtsbeeinträchtigung die erforderliche Intensität, wenn die Er-
wartungen einer Brauerei hinsichtlich der Höhe des zu erzielenden Pachtzinses 
infolge faktischer Auswirkungen hoheitlichen Handelns enttäuscht werden, oh-
ne daß es darauf ankomme, ob der Pachtzins bereits vertraglich festgelegt sei oder 
nicht. Art. 2 Abs. 1 GG sah der Senat schließlich als nicht einschlägig an, weil Ab-
schluß, Gestaltung und Durchführung von Verträgen im Rahmen eines Gewer-
bebetriebes »schutzzweckmäßig« Art. 12 G G zugeordnet seien, so daß Art. 2 
Abs. 1 GG als zusätzlicher Prüfungsmaßstab entfalle, wenn bei der faktischen Be-
einträchtigung eines solchen Vertrages trotz der thematischen Zuordnung eine 
Verletzung des Art. 12 G G mangels hinreichender Intensität der Beeinträchti-
gung zu verneinen sei. Aus diesem Grunde wurde offengelassen, ob nicht Art. 2 
Abs. 1 GG ohnehin »außerhalb eines engen Kernbereichs die Vertragsfreiheit nur 
nach Maßgabe des einfachen Gesetzes« schütze, so daß die die Möglichkeit einer 
Rechtsverletzung begründende »Schutznormbeziehung« immer durch ein einfa-
ches Gesetz hergestellt werden müsse.30 

Wenngleich damit sogar ein Grundrechtsschutz nach Maßgabe einfachen 
Rechts für möglich gehalten wird, soll demnach jedenfalls bei fehlender Finalität 

28 BVerwG, NJW 1993, 3002 (3003). 
29 BVerwG, NVwZ 1984, 514 (515) - Hervorhebung nicht im Original. 
30 Vgl. BVerwG, NVwZ 1984, 514 (515). 
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